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En twu r f  

Bundesgesetz, mit dem das Strafgesetzbuch zur Umsetzung der Richtlinie über die 
strafrechtliche Bekämpfung von gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtetem 
Betrug geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Inhaltsverzeichnis 

 Artikel 1 Änderung des Strafgesetzbuches 
 Artikel 2 Inkrafttreten 
 Artikel 3 Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Union 

Artikel 1 
Änderung des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch, BGBl. Nr. 60/1974, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 70/2018, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 74 Abs. 1 Z 4a lit. b werden nach dem Wort „wahrnimmt“ ein Beistrich sowie die Wendung 
„einschließlich von Unionsbeamten (Z 4b) sowie anderer Personen, denen öffentliche Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Verwaltung der oder Entscheidungen über die finanziellen Interessen der Union 
in Mitgliedstaaten oder Drittstaaten übertragen wurden“ eingefügt. 

2. § 74 Abs. 1 Z 4b lautet: 
 „4b. Unionsbeamter: jeder, der Beamter oder sonstiger Bediensteter im Sinne des Statuts der Beamten 

der Europäischen Union oder der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der 
Europäischen Union ist oder der der Union von den Mitgliedstaaten oder von öffentlichen oder 
privaten Einrichtungen zur Verfügung gestellt wird und dort mit Aufgaben betraut ist, die den 
Aufgaben der Beamten oder sonstigen Bediensteten der Europäischen Union entsprechen; 
Gemeinschaftsbeamte sind auch die Mitglieder der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen 
der Europäischen Union, die nach den Verträgen errichtet wurden, und die Bediensteten dieser 
Einrichtungen, soweit das Statut nicht gilt;“ 

3. Nach dem § 168b werden folgende neue §§ 168c und 168d samt Überschriften eingefügt: 
„Ausgabenseitiger Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Europäischen Union 
§ 168c. (1) Wer in Bezug auf Ausgaben, die nicht in Zusammenhang mit einer Auftragsvergabe 

stehen, Mittel oder Vermögenswerte aus dem Gesamthaushalt der Union oder aus den Haushalten, die 
von der Union oder in deren Auftrag verwaltet werden, 
 1. unter Verwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder unvollständiger Erklärungen oder 

Unterlagen Mittel oder unter Verletzung einer spezifischen Informationspflicht unrechtmäßig 
erlangt oder zurückbehält, 

 2. zu anderen Zwecken als jenen, für die sie ursprünglich gewährt wurden, missbräuchlich 
verwendet, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 
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(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer einen Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Union 
(Abs. 1) in Bezug auf Ausgaben, die in Zusammenhang mit einer Auftragsvergabe stehen, in der Absicht 
begeht, sich oder einen Dritten unrechtmäßig zu bereichern. 

(3) Wer durch die Tat (Abs. 1 oder 2) einen 5 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt oder die 
Tat im Rahmen einer kriminellen Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen. 

(4) Wer durch die Tat einen 100 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren, wer durch die Tat einen 300 000 Euro übersteigenden Schaden 
herbeiführt, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

Missbräuchliche Verwendung von Mitteln und Vermögenswerten zum Nachteil der finanziellen 
Interessen der Europäischen Union 

§ 168d. (1) Wer als Amtsträger unmittelbar oder mittelbar Mittel oder Vermögenswerte verwaltet 
und diese Mittel entgegen ihrer Zweckbestimmung bindet oder ausbezahlt oder sonstige Vermögenswerte 
entgegen ihrer Zweckbestimmung zuweist oder verwendet und dadurch die finanziellen Interessen der 
Union schädigt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

(2) Wer durch die Tat einen 5 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt oder die Tat im Rahmen 
einer kriminellen Vereinigung begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(3) Wer durch die Tat einen 100 000 Euro übersteigenden Schaden herbeiführt, ist mit Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren, wer durch die Tat einen 300 000 Euro übersteigenden Schaden 
herbeiführt, mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.“ 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Art. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 tritt mit 1. XXXX 2019 in Kraft. 

Artikel 3 
Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Union 

(Anm.: aus BGBl. I Nr. xxx/2019, zu den §§ 168c und 168d StGB) 
Dieses Bundesgesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2017/1371 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2017 über die strafrechtliche Bekämpfung von gegen die 
finanziellen Interessen der Union gerichtetem Betrug, ABl. Nr. L 198 vom 28.7.2017 S 29. 
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